
 
 

 
 
 

Argumentarium des SVSS zur Beibehaltung des 
Bundesgesetzes 415.0 und der Verordnung 
415.01 zur Förderung von Sport und Bewegung 
Der Schweizerische Verband für Sport in der Schule (SVSS) äussert seine grosse Besorgnis über aktuelle 
Diskussionen, welche das Bundesgesetz über die Förderung von Sport und Bewegung 
(Sportförderungsgesetz, SpoFöG; SR 415.0) – insbesondere Art. 12, Abs. 4 & 5) – sowie die dazugehörige 
Verordnung (SpoFöV; SR 415.01) – insbesondere die Art. 49 und 52 – in Frage stellen. Diese Bestimmungen 
sichern heute schweizweit einen verbindlichen Mindeststandard von drei Wochenlektionen obligatorischem 
Sportunterricht auf der Primarstufe und der Sekundarstufe I und II sowie einer Mindestzahl an Jahreslektionen 
an Berufsfachschulen. 

Dieser bundesrechtlich verankerte Mindeststandard ist weit mehr als eine organisatorische Vorgabe: Er stellt 
eine zentrale gesundheitspolitische, bildungsrelevante und gesellschaftliche Investition in die Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen dar. Eine Abschwächung oder Verlagerung dieser Regelung auf kantonale Ebene 
würde erhebliche Risiken für die Gesundheit, die Chancengleichheit und den sozialen Zusammenhalt in der 
Schweiz mit sich bringen. 

 

1. Eine zentrale Herausforderung der öffentlichen Gesundheit und Prävention 

Bei der Regelung des obligatorischen Sportunterrichts geht es nicht lediglich um die Festlegung des Umfangs 
eines Schulfachs, sondern um die Sicherstellung einer regelmässigen, gesundheitsfördernden 
Bewegungseinheit für alle Kinder und Jugendlichen – mit einer Bedeutung, die weit über den klassischen 
Bildungsauftrag hinausgeht und deshalb einer besonderen gesetzlichen Absicherung bedarf. 

Die nationale Sicherstellung von mindestens drei Wochenlektionen Sport ist eine der wirksamsten und zugleich 
kostengünstigsten Massnahmen der Gesundheitsprävention. 

Regelmässige Bewegung im Kindes- und Jugendalter ist entscheidend für eine gesunde körperliche 
Entwicklung. Sie reduziert nachweislich das Risiko von Übergewicht, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Haltungsschäden sowie weiteren chronischen Gesundheitsproblemen und legt die Grundlage für ein gesundes 
Bewegungsverhalten im Erwachsenenalter. 

Die gesundheitlichen und volkswirtschaftlichen Folgen mangelnder Bewegung sind bereits heute erheblich. Die 
durch Adipositas verursachten Gesundheitskosten haben sich in der Schweiz zwischen 2002 und 2012 
verdreifacht und beliefen sich laut Bundesamt für Gesundheit auf rund acht Milliarden Franken jährlich. Vor 
diesem Hintergrund ist der obligatorische Schulsport eine besonders effiziente Präventionsmassnahme, da er 
flächendeckend alle Kinder und Jugendlichen erreicht – unabhängig von sozialem Hintergrund oder finanziellen 
Möglichkeiten. 



 
 

 
 
 
Neben den zahlreichen wissenschaftlich belegten positiven Effekten auf die körperliche Gesundheit gewinnt 
auch die Bedeutung des Sports für die psychische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen zunehmend an 
Bedeutung. Gerade vor dem Hintergrund wachsender psychischer Belastungen bei jungen Menschen kommt 
dem obligatorischen Sportunterricht eine zentrale präventive Rolle zu. Regelmässige Bewegung kann Stress 
abbauen, das emotionale Wohlbefinden stärken und dazu beitragen, psychischen Erkrankungen frühzeitig 
vorzubeugen. 

Darüber hinaus vermittelt der Sportunterricht wichtige soziale Kompetenzen wie Teamfähigkeit, Fairness, 
Verantwortungsbewusstsein, Konfliktlösung und Respekt. Das Bundesamt für Sport betont ausdrücklich, dass 
der Schulsport einen wesentlichen Beitrag zur ganzheitlichen Entwicklung von Kindern und Jugendlichen leistet 
und ihre sozialen Fähigkeiten stärkt. 

 

2. Ein nationales Minimum garantiert Chancengleichheit 

Die Schule bleibt der einzige Ort, an dem alle Kinder und Jugendlichen – unabhängig von Herkunft, sozialem 
Status oder familiären Ressourcen – regelmässig Zugang zu strukturierter und professionell angeleiteter 
Bewegung erhalten. 

Das Obligatorium von drei Wochenlektionen schafft in der ganzen Schweiz einen einheitlichen 
Mindeststandard. Würde diese Kompetenz vollständig den Kantonen überlassen, entstünde zwangsläufig ein 
Flickenteppich unterschiedlicher Regelungen. Kinder und Jugendliche hätten je nach Wohnort unterschiedlich 
viel Zugang zu Bewegung, Gesundheitsförderung und sportpädagogischer Begleitung. 

Gerade in diesem Bereich ist Chancengleichheit zentral. Gesundheit darf nicht vom Wohnkanton abhängen. 
Der Bund setzt deshalb bewusst einen schweizweiten Mindeststandard fest, während die Kantone weiterhin 
grosse Freiheiten bei der konkreten Umsetzung, Organisation und pädagogischen Ausgestaltung des 
Unterrichts behalten. 

Das heutige System verbindet damit föderalistische Autonomie mit einer notwendigen nationalen 
Grundsicherung. 

 

3. Konkretes Risiko eines Rückschritts und einer Fragmentierung 

Die Vergangenheit zeigt, dass die Umsetzung der drei Wochenlektionen ohne einen klaren und verbindlichen 
bundesrechtlichen Rahmen nicht überall gleich konsequent erfolgte. Bereits vor Inkrafttreten des heutigen 
Sportförderungsgesetzes bestand zwar eine bundesrechtliche Verpflichtung zum Schulsport, deren praktische 
Umsetzung war jedoch teilweise uneinheitlich – je nach Kanton und Bildungsstufe. 

Das heutige Gesetz hat diesen nationalen Standard erstmals klar und verbindlich konsolidiert. 



 
 

 
 
 
Eine Abschwächung oder Aufhebung dieses Rahmens birgt das konkrete Risiko, dass der Sportunterricht erneut 
zu einer variablen Grösse wird – insbesondere dort, wo infrastrukturelle Engpässe, finanzielle 
Sparmassnahmen oder politische Prioritätenverschiebungen bestehen. 

Dieses Risiko betrifft sämtliche Bildungsstufen: von der Primarschule über die Sekundarstufe I bis hin zu 
Gymnasien und Berufsfachschulen. 

Eine Verlagerung auf die Kantonsebene würde bestehende Ungleichheiten verstärken und den 
gleichberechtigten Zugang zu Bewegung langfristig gefährden. 

 

4. Internationale Entwicklungen zeigen: Die Schweiz darf keinen Rückschritt 
machen 

Während in der Schweiz über eine mögliche Lockerung des bestehenden Standards diskutiert wird, 
verstärken zahlreiche europäische Länder ihre Anstrengungen zur Bewegungsförderung in der Schule. 

Ein besonders aktuelles Beispiel ist Österreich mit der „Täglichen Bewegungseinheit“. Dieses zunächst als 
Pilotprojekt gestartete Modell wurde seit dem Schuljahr 2024/2025 schrittweise in den regulären Schul- und 
Kindergartenalltag integriert und wird ausdrücklich von der österreichischen Bundesregierung unterstützt. 

Das Programm erreicht inzwischen mehrere hunderttausend Kinder und Jugendliche durch tausende jährlich 
durchgeführte Bewegungseinheiten, die von speziell ausgebildeten Fachpersonen begleitet werden. Die 
österreichischen Behörden betrachten diese Initiative heute als eines der wichtigsten nationalen Präventions- 
und Gesundheitsförderungsprogramme. 

In einem internationalen Kontext, in dem Staaten verstärkt in Gesundheit, Prävention und das Wohlbefinden 
junger Menschen investieren, darf die Schweiz keinen Rückschritt machen. Die Beibehaltung von drei 
Wochenlektionen Sportunterricht stellt ein unverzichtbares Minimum dar, um langfristig Gesundheit, 
schulischen Erfolg und gesellschaftlichen Zusammenhalt zu sichern. 

 

 

 

 

 

 

 



 
 

 
 
 
Schlussfolgerung 

Das Bundesgesetz 415.0 und die Verordnung 415.01 haben einen unverzichtbaren nationalen 
Mindeststandard für den obligatorischen Sportunterricht geschaffen und gefestigt.  

Angesichts der wissenschaftlichen Erkenntnisse, der gesundheitspolitischen Herausforderungen und der 
gesellschaftlichen Bedeutung des Schulsports würde jede Infragestellung dieses gesetzlichen Rahmens einen 
erheblichen Rückschritt für die Schweizer Kinder und Jugendlichen bedeuten. 

Der SVSS fordert deshalb mit Nachdruck die Beibehaltung dieser bundesrechtlichen Grundlagen, um eine 
Fragmentierung des Systems, eine Zunahme regionaler Ungleichheiten und eine Schwächung der 
Chancengleichheit zu verhindern. 

Sport in der Schule ist keine Belastung, sondern eine strategische Investition in die Gesundheit, das geistige 
Potenzial und den sozialen Zusammenhalt der kommenden Generation. 
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